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I. Normzweck

1Diese Vorschrift geh�rt einer Kategorie an, die bis vor kurzem in Deutschland
noch recht unbekannt war, im Rahmen einer gewissen Amerikanisierung der Ge-
setzgebung aber auch hierzulande mehr und mehr gebr�uchlich zu werden
scheint – den so genannten Definitionsnormen. Sie haben die Aufgabe, be-
stimmte Zentralbegriffe des jeweils nachfolgenden Gesetzes verbindlich festzu-
legen.1 Mit dieser Funktion reicht ihre Bedeutung aber weiter als nur bis zu der
Auslegung des in Frage stehenden Gesetzes; gerade im Europa der noch weitge-
hend nicht vereinheitlichten Rechtsordnungen stellen Definitionsnormen den
zus�tzlichen Versuch dar, eine m�glichst einheitliche Interpretation dieser Zen-

I. Normzweck Art. 2

155

1 In gewisser Hinsicht �hnelt also das Anliegen dieser Normen dem hierzulande ge-
br�uchlichen „Allgemeinen Teil“ von Gesetzen. Freilich ist ein Begriff wie der des Or-
ganismus f�r gemeinsame Anlagen nicht wirklich von zentraler Bedeutung f�r den vor-
liegenden Regelungskontext.



tralbegriffe auch �ber die Landesgrenzen hinaus zu gew�hrleisten. In diesem
Kontext sollte Art. 8 des UNCITRAL-Modellgesetzes �ber grenz�berschrei-
tende Insolvenzen als Vorbild wirken, indem diese Norm eigens vorschreibt,
dass sich der Rechtsanwender der internationalen Herkunft des Normengef�ges
bewusst sein und diese bei der jeweiligen Auslegung ber�cksichtigen soll.2

2 Daraus resultiert zum einen die regelm�ßig große Weite der jeweiligen Defini-
tionen. Sie sollen gerade die betr�chtliche Vielfalt der in den einzelnen Mitglied-
staaten gebr�uchlichen Institutionen erfassen und m�ssen sich demzufolge auf
einer hohen Abstraktionsebene bewegen. Zum anderen bedingt ein derartiger
Vereinheitlichungsversuch, dass Effizienz bzw. Erfolg des Grundanliegens der
Verordnung3 in ganz besonderem Maße davon abh�ngen, dass die k�nftige inter-
pretatorische Entwicklung insbesondere dieses Art. 2 nicht allein der inl�ndi-
schen Judikative �berlassen, sondern dass dabei ganz besonders intensiv auch
die Rechtsprechung und Literatur in den anderen Mitgliedstaaten im Auge
behalten und so viel wechselseitige Abstimmung wie m�glich praktiziert wird.

II. Begriffsbestimmungen

1. Gesamtverfahren

3 Dieser auftaktartig hervorgehobene Begriff kn�pft an die in Art. 1 Abs. 1 gege-
bene Definition an, indem auch dort diejenigen Gesamtverfahren spezifiziert
werden, auf die die vorliegende Verordnung anzuwenden ist. Danach zeichnet
sich also ein Gesamtverfahren dadurch aus, dass es alle oder einen wesentlichen
Teil der Gl�ubiger einbezieht und im letzteren Fall die nicht beteiligten Gl�ubi-
ger bzw. ihre Forderungen unber�hrt l�sst. Danach sind also – außer den Insol-
venzverfahren nach der InsO – einbeschlossen Verfahren nach dem Schuldver-
schreibungsgesetz, aber auch außergerichtliche Verfahren, die ein Schuldner mit
einzelnen oder s�mtlichen seiner Gl�ubiger nach den Regeln des Vertrags- oder
Gesellschaftsrechts durchf�hrt, selbst wenn sie nicht anl�sslich einer Krisensi-
tuation stattfinden oder gerade in Bezug auf eine Schuldenrestrukturierung aus-
gerichtet sind. Der Anwendungsbereich dieses Begriffs ist somit denkbar
weit; s. auch noch die Ausf�hrungen zu Art. 1 Rn. 13ff. etwa zu der Frage, was
unter „wesentlicher Teil“ zu verstehen ist.

2. Organismen f�r gemeinsame Anlagen

4 Ausweislich des Erw�gungsgrundes 19 und seiner Umsetzung in Art. 1 Abs. 2
lit. d) fallen diese Organismen nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung.

Art. 2 Begriffsbestimmungen
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2 Zu dem dieser Vorschrift entsprechenden sec. 1508 des neuen US-amerikanischen
Rechts s. etwa Paulus, NZI 2005, 439, 440.

3 Vgl. dazu Einleitung Rn. 20 ff.



Hierzu z�hlen die Organismen f�r gemeinsame Anlagen (im englischen Text
„collective investment undertakings“ genannt) in Wertpapieren (OGAW) sowie
der alternativen Investmentfonds (AIF). Einzelheiten zu diesen Vehikeln erge-
ben sich aus der Richtlinie 2009/65/EG vom 13.7.2009 zur Koordinierung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen f�r ge-
meinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) sowie der Richtlinie 2011/61/EU
vom 8.6.2011 �ber die Verwalter alternativer Investmentfonds.

5Nach der erstgenannten Richtlinie, Art. 1, sind OGAW „Organismen, a) deren
ausschließlicher Zweck es ist, beim Publikum beschaffte Gelder f�r gemeinsame
Rechnung nach dem Grundsatz der Risikostreuung in Wertpapieren und/oder an-
deren in Art. 50 Absatz 1 genannten liquiden Finanzanlagen zu investieren, und
b) deren Anteile auf Verlangen der Anteilinhaber unmittelbar oder mittelbar zu
Lasten des Verm�gens dieser Organismen zur�ckgenommen oder ausgezahlt
werden. Diesen R�cknahmen oder Auszahlungen gleichgestellt sind Handlun-
gen, mit denen ein OGAW sicherstellen will, dass der Kurs seiner Anteile nicht
erheblich von deren Nettoinventarwert abweicht“. Demgegen�ber ist ein AIF
ausweislich Art. 4 der genannten Richtlinie vom 8.6.2011 „jeder Organismus f�r
gemeinsame Anlagen einschließlich seiner Teilfonds, der a) von einer Anzahl
von Anlegern Kapital einsammelt, um es gem�ß einer festgelegten Anlagestrate-
gie zum Nutzen dieser Anleger zu investieren, und b) keine Genehmigung ge-
m�ß Artikel 5 der Richtlinie 2009/65/EG ben�tigt“.

3. Schuldner in Eigenverwaltung

6Indem der Schuldner in Eigenverwaltung eine eigene Definition erh�lt, ist me-
thodologisch darauf zu achten, dass ihm nur diejenigen Befugnisse einger�umt
werden, die ihm ausdr�cklich zugewiesen sind. Ist dagegen allein vom „Verwal-
ter“ die Rede, also ohne erg�nzenden Zusatz des miteingeschlossenen Schuld-
ners in Eigenverwaltung, ist kein Raum f�r eine analoge Anwendung. Wenn
demnach etwa Art. 21 allein den Verwalter adressiert, stehen die dort genannten
Befugnisse dem eigenverwaltenden Schuldner gerade nicht zu; hier muss f�r ihn
dann der Verwalter i.S.d. Nr. 5 v) handeln. Er ist ausdr�cklich erw�hnt in den
Artt. 6 Abs. 2 Unterabs. 2, 28 Abs. 1, 29 Abs. 1 und 2, 38 Abs. 1 und 3, 41
Abs. 3, 55 Abs. 5 und 7 und 76.

7Die Charakterisierung des eigenverwaltenden Schuldners bezieht sich, bei stren-
ger Wortlautauslegung, allein auf nat�rliche Personen, weil es sich nur bei ihnen
um Schuldner handelt, �ber deren Verm�gen ein Insolvenzverfahren er�ffnet
worden ist. Es ist aber in Anbetracht der immensen Betonung der Kommission
der Wichtigkeit einer „second chance“ f�r Unternehmer4 nicht anders vorstell-
bar, dass auch der Gesch�ftsf�hrer selbst oder etwa ein CRO (chief restruc-
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4 S. Einleitung Rn. 18.



turing officer) mit von der Definition erfasst sind. Entscheidend ist, dass der von
dem Schuldner bestellte Verantwortungstr�ger weiterhin – also unbeschadet der
Er�ffnung eines entsprechenden Insolvenzverfahrens – ganz oder auch nur teil-
weise die Kontrolle �ber das schuldnerische Verm�gen beh�lt.

4. Insolvenzverfahren

a) Allgemeines

8 Der Terminus Insolvenzverfahren ist naturgem�ß der Zentralbegriff der vorlie-
genden Verordnung. Da es allerdings selbst in dem wirtschaftlich so lange schon
und so eng verflochtenen Gebiet der europ�ischen Mitgliedstaaten nach wie vor
kein einheitliches Verst�ndnis davon gibt, was genau von diesem Zentralbegriff
umfasst ist und was Sinn und Zweck eines Insolvenzrechts ist,5 w�rde eine
Verweisung allein auf die Umschreibung in Art. 1 Abs. 1 zu einer erheblichen
Interpretationsdivergenz in den verschiedenen Mitgliedstaaten f�hren. Um diese
Unterschiedlichkeit zu bannen, ist als sozusagen statisches Element in die (in
Art. 1 Abs. 1 enthaltene) Definition vorliegend allein der Verweis auf den An-
hang A zur Verordnung eingef�gt. Damit steht – weitgehend, vgl. Art. 86 Abs. 2
– unverr�ckbar fest, welche Verfahren6 von der Verordnung erfasst sind7 und
welche nicht.8 Zu den sog. Annexverfahren s. Art. 6. Nach billigenswerter An-
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5 Vgl. allein den �berblick �ber die verschiedenen Insolvenzrechte Europas mitsamt all-
gemeinen, zusammenfassenden Erl�uterungen in dem von McBryde/Flessner/Kort-
mann herausgegebenen Band: Principles of European Insolvency Law, 2003.

6 Nachtr�gliche �nderungen – etwa die Erweiterung des Anwendungsbereichs – des im
Anhang aufgelisteten Verfahrenstyps d�rfen zur Wahrung des Vereinfachungseffekts
dieser „Anhangs-Methode“ nicht auf ihre Kongruenz mit dem urspr�nglichen Namens-
geber �berpr�ft werden; so richtig Mankowski in seiner Anm. gegen LAG D�sseldorf,
Urt. v. 14.7.2011 – 15 Sa 786/10, NZI 2011, 874. Das gilt aber dann nicht mehr, wenn
das neue Verfahren einen (auch nur leicht) abgewandelten Namen tr�gt.

7 EuGH, Urt. v. 22.11.2012 – C-116/11. NZI 2013, 106, Rn. 33 – Handlowy. S. �berdies
OLG Frankfurt/M., Urt. v. 28.8.2012 – 5 U 150/11, ZInsO 2012, 1990.

8 Nach insoweit zutreffender Ansicht des OLG Celle, Urt. v. 8.9.2009 – 8 U 46/09, ZIP
2009, 1968 (s. dazu auch EWiR 2009, 711 (Mankowski)), ist von der Auflistung der UK-
Verfahren nicht erfasst das Scheme of Arrangement nach s. 425 Companies Act (jetzt
895 Companies Act 2006); zu der Entscheidung insgesamt Petrovic, ZInsO 2010, 265;
nach LG Rottweil, Urt. v. 17.5.2010 – 3 O 2/08, ZIP 2010, 1964, ist ein derartiges Sche-
me anerkennungsf�hig nach § 343 InsO (das freilich d�rfte gegen Europarecht versto-
ßen, vgl. Art. 32 Rn. 7). Zum Scheme of Arrangement s. ferner Paulus, ZIP 2011, 1077;
Mankowski, WM 2011, 1201; Eidenm�ller/Frobenius, WM 2011, 1210; Westpfahl/
Knapp, ZIP 2011, 2033. Zum Sonderliquidationsverfahren nach Art. 14 A des grie-
chischen Gesetzes 3429/2005 bejahend LAG Hessen, Urt. v. 25.7.2011 – 17 Sa 175/11,
ZIP 2011, 2218, zweifelnd dagegen BAG, Urt. v. 25.4.2013 – 6 AZR 49/12, NZI 2013,
758 mit Anm. Kamann (m.w.N.); s. auch BGH, Beschl. v. 30.4.2013 – VII ZB 22/12,
NZI 2013, 763. Zum schwedischen Entschuldungsverfahren f�r Privatpersonen ver-
neinend EuGH, Urt. v. 8.11.2012 – Rs. C-461/11, BeckRS 2012, 82379 – Radziejewski,



sicht des EuGH9 kommt es auf die Dauer des Verfahrens nicht an, in bestimmten
Kontexten aber sehr wohl auf die Zweckbestimmung.10

9In Anbetracht der expliziten Einbeziehung auch des vorl�ufigen Verwalters in
die nachfolgende Definition und aufgrund dessen genereller Weite (vgl. Rn. 13)
ist unter Insolvenzverfahren in Deutschland (und vergleichbaren Jurisdiktionen)
unter Insolvenzverfahren auch das Er�ffnungsverfahren ab Bestellung eines
vorl�ufigen Verwalters11 einschließlich des Schutzschirmverfahrens ab Bestel-
lung eines vorl�ufigen Sachwalters zu verstehen. Die daraus resultierende Publi-
zit�t �ber Art. 24 Abs. 2 und 54 Abs. 1 ist kontraproduktiv und als Konsequenz
sicher nicht bedacht.

b) Problematisches

10Allerdings ist diese Unverr�ckbarkeit auch nicht frei von Zweifelsf�llen. Sie be-
treffen nicht so sehr die in diesem Anhang A aufgelisteten Verfahren, f�r die es
(wie etwa f�r das nach wie vor einbezogene deutsche Konkursverfahren) keinen
Anwendungsbereich mehr gibt; bei einem derartigen gesetzgeberischen Verse-
hen kann es keine Zweifel geben. Die gibt es ebenfalls noch nicht, soweit etwa
ein Nachlassinsolvenzverfahren nach den §§ 315ff. InsO in Frage steht; denn
auch dieses Verfahren erf�llt die Tatbestandsvoraussetzungen einer Insolvenz
i.S.d. Art. 1.12

11Problematisch wird es aber, wenn eine dem Inkrafttreten der Verordnung, vgl.
Art. 92, nachfolgende Gesetzes�nderung von der Verweisung erfasst ist, die un-
ter Beibehaltung des im Anhang A13 verzeichneten Namens den Inhalt des Nor-
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dazu Cranshaw, ZInsO 2013, 153 (zum d�nischen Pendant s. EuGH, Urt. v. 11.7.2019
– C-716/17, RIW 2019, 593 mit Anm. Paulus). Zum franz�sischen Verfahren bei der
Commission de Surendettement des Particuliers de la Vend�e s. OLG Hamburg,
Beschl. v. 9.5.2019 – 13 U 101/17, BeckRS 2019, 12777.

9 EuGH, Urt. v. 22.6.2017 – C-126/16, NZA 2017, 843 – Smallsteps.
10 Dazu – in Folge zum EuGH-Urteil Smallsteps – OLG Arnheim-Leeuwarden, Urt. v.

17.7.2018 – 200.180.454, ZInsO 2018, 2363 mit Anm. Matheijsen.
11 S. etwa Kindler-M�Ko/BGB, Art. 12 Rn. 14. Das hat das BAG, Urt. v. 14.5.2020 – 6

AZR 235/19, ZIP 2020, 1771, Tz. 53 ff., �bersehen.
12 Zus�tzlich zu oben, Art. 1 Rn. 23, s. BGH, Beschl. v. 14.1.2010 – IX ZB 76/09 (offen-

gelassen in Tz. 2), ZInsO 2010, 348; explizit bejaht von AG D�sseldorf, Beschl. v.
19.6.2012 – 503 IN 6/12, ZInsO 2012, 1278; AG K�ln, Beschl. v. 12.11.2010 – 71 IN
343/10, NZI 2011, 159. S. ferner Mankowski, ZIP 2011, 1501; Haubold-Zivilrecht,
Rn. 22. Zu einem �berblick �ber die Mitgliedstaaten und ihre Behandlung von Nach-
lassinsolvenzen s. Biemans/Schreurs, RabelsZ 2019, 613, 618ff.

13 Beachte zu den Anh�ngen insgesamt allerdings die Pressemitteilung vom Ratstreffen
Justice and Home Affairs am 25. und 26.2.2010: „The Council adopted an implement-
ing regulation amending the lists of insolvency proceedings, winding-up proceedings
and liquidators in annexes A, B and C to regulation 1346/2000 on insolvency procee-
dings and codifying the annexes A, B and C to that regulation.“



mengef�ges dergestalt �ndert, dass die (freilich zwischenzeitlich sehr weit ge-
fassten) Definitionselemente des Art. 1 nicht mehr vollst�ndig erf�llt sind. Un-
beschadet der in Erw�gungsgrund 20 hervorgehobenen Eigenheit, dass es sich
bei den in Frage stehenden Verfahren gerade um solche handeln muss, die „im
Einklang mit dieser Verordnung steh(en)“, und auch unbeschadet der der Ver-
ordnung insgesamt zugrunde liegenden Vertrauensgrundlage14 wird man gleich-
wohl der Rechtssicherheit den Vorrang einr�umen und eine �nderung der An-
h�nge gem�ß Art. 86 abwarten m�ssen.15 Die Alternative, dass n�mlich die An-
erkennung eines ausl�ndischen Verfahrens nun doch von der Einzelfallpr�fung
eines nationalen Richters abh�ngig gemacht wird, w�rde der Effizienz der Ver-
ordnung einen ungleich gr�ßeren Abbruch tun als die vor�bergehende Akzep-
tanz und Anerkennung eines fragw�rdigen Verfahrens.16

12 Eine weitere, praktisch keineswegs unbedeutsame Problematik ergibt sich aus
den Anh�ngen insofern, als sie die Verfahren und Verwalter in der jeweiligen
Landessprache wiedergeben. Wenn nun ein Verwalter in einem anderen Mit-
gliedstaat etwa von den Mithilferechten der Artt. 28 oder 29 Gebrauch machen
m�chte und zu diesem Zweck etwa die Verwalterbestellung gem�ß Art. 22 in
�bersetzung nachweisen m�chte, kann sich daraus f�r das angegangene Gericht
die Schwierigkeit ergeben, nicht nachpr�fen zu k�nnen, um was f�r ein Verfah-
ren es sich dabei handelt, und ob es �berhaupt von den Anh�ngen erfasst ist.17 Im
Angesicht derartiger Probleme sollten sich die Gerichte jedoch nicht auf Mutma-
ßungen18 beschr�nken, sondern aktiv Kommunikation mit den zust�ndigen Stel-
len im Ausland anstreben, Art. 42 Rn. 5ff.

5. Verwalter

13 Wie auch schon in der Vorg�ngerverordnung gibt es f�r die Festlegung der in
Frage stehenden Verwalter einen eigenen Anhang (B). In Verbindung mit der
vorliegenden Definition geht es allerdings zunehmend weniger um die Typolo-
gie, sondern um die funktionale Aus�bung einer der genannten Kriterien und
aus diesem Grund um eine erhebliche Ausdehnung des Verwalterbegriffs. Aus
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14 Vgl. Erw�gungsgrund 65.
15 A.A. Balz, Am. Bankr. L. J. 70 (1996), 485, 502. Zur �nderung der Anh�nge mittels

Gesetzgebung s. Einleitung Rn. 65 f.
16 Diese Erw�gung hat allerdings das Appellationsgericht L�ttich (2011/RG/8) nicht da-

ran gehindert, gleichwohl eine derartige �berpr�fung am Maßstab des Art. 1 vorzu-
nehmen, zitiert nach Eurofenix Summer 2011, 43.

17 S. etwa EuGH, Urt. v. 21.1.2010 – Rs. C-444/07, ZIP 2010, 187 – Probud; von einem
ungarischen Appellationsgericht wurde deswegen ein Fall zur�ckgewiesen, um dem
Eingangsgericht die Gelegenheit zu einer entsprechenden Untersuchung zu geben, vgl.
Eurofenix Spring 2009, 29, l. Sp.

18 So aber das deutsche Gericht in der in der vorigen Fn. angesprochenen EuGH-Ent-
scheidung „Probud“. S. dazu auch Mankowski, NZI 2010, 178.



diesem Grund ist die Spezifikation auch ausf�hrlicher als zuvor und umfasst
(aus deutscher Perspektive) neben dem endg�ltigen auch den vorl�ufigen In-
solvenzverwalter.19 Aus der Zusammenschau mit der Definition unter Nr. 3
(„Schuldner in Eigenverwaltung“, s. Rn. 6) ergibt sich allerdings, dass die bei-
den Begriffe strikt auseinanderzuhalten sind; das eine schließt das andere dem-
nach grunds�tzlich nicht mit ein. Ein Verwalter zeichnet sich also dadurch aus,
dass er zumindest eine der nachfolgend aufgelisteten, vgl. Ziff. iv) a.E., Funk-
tionen auszu�ben verpflichtet („Aufgabe“) ist:

a) Pr�fung und Zulassung von Forderungen

14Die Pr�fung der Forderungen muss, wie allein schon die fr�here Rechtslage in
Deutschland20 belegt, nicht zwingend gerade dem Insolvenzverwalter vorbehal-
ten sein. Infolgedessen ist zu gew�rtigen, dass der Kreis der von der Verordnung
angesprochenen Verwalter wesentlich weiter gezogen sein kann, als dies einem
herk�mmlichen Sprachverst�ndnis entspricht.

b) Vertretung der Gl�ubigerinteressen

15Durch dieses Definitionselement sind all diejenigen Personen ausgeschlossen,
die – wie etwa der sog. Gemeinsame Vertreter nach § 7 SchVG – lediglich Grup-
peninteressen wahrnehmen – vorausgesetzt, dass es noch weitere Gl�ubiger in
dem konkret in Frage stehenden Verfahren gibt. Denn w�hrend mit dem Verweis
auf die Wahrung der Gesamtinteressen die Assoziation an den Insolvenzverwal-
ter herk�mmlicher Pr�gung best�rkt wird, kommt es zu Irritationen, wenn man
sich vergegenw�rtigt, dass die Verordnung ihre Anwendbarkeit auch auf solche
Verfahren erstreckt, die sich mit Hilfe des angestrengten Verfahrens nur des we-
sentlichen Teils der Gl�ubiger, vgl. Art. 1 Rn. 14 unter II 1 a, annehmen. Man
wird infolgedessen den Begriff der „Gesamtinteressen“ in dem Sinn zu verste-
hen haben, dass er sich auf alle in dem betroffenen Verfahren einbezogenen
Gl�ubiger bezieht.

c) Verwaltung der Insolvenzmasse

16Die vollst�ndige Verwaltung der Insolvenzmasse verweist auf den Insolvenzver-
walter herk�mmlicher Pr�gung mit seinen (aus deutscher Sicht) in § 148 InsO
genannten Befugnissen bzw. Pflichten. In Anlehnung an die bereits fr�her ange-
deutete Auffassung21 und an die nunmehr ausdr�ckliche Einbeziehung ist damit
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19 Dazu, außer Art. 1 Rn. 20, Zipperer/Vallender, ZInsO 2018, 960 mit ausf�hrlicher
Er�rterung der mit dieser Regelung einhergehenden Erweiterung gerichtlicher wie ver-
walterlicher Pflichten.

20 § 141 KO.
21 S. 4. Aufl., Art. 3 Rn. 12.



auch der vorl�ufige Verwalter erfasst, nicht allerdings auch der Sachwalter (zu
diesem unten Rn. 19).

17 Die teilweise Verwaltung der Masse kann sich auf einen physisch abgrenzbaren
Teil des schuldnerischen Verm�gens beziehen (etwa einen Nachlass oder eine
Anleihe) oder auf dem Verwalter zusammen mit dem Schuldner �bertragene
Aufgaben, auf F�lle also, in denen gemeinsames Handeln f�r die Verwaltung er-
forderlich ist.

d) Verwertung der Insolvenzmasse

18 Die Verwertungsbefugnis als eigenst�ndiges Definitionselement scheint zu im-
plizieren, dass etwa auch ein Verwerter als Verwalter i.S.d. Verordnung anzuse-
hen ist. Das wird man schwerlich so sagen k�nnen, weil diese Aufgabe nicht aus
dem in Frage stehenden Insolvenzgesetz hergeleitet ist, sondern aus dem eigen-
st�ndigen Vertrag mit dem Verwalter. Gleichwohl ist aber klargestellt, dass f�r
den Fall einer vom Gesetz22 so vorgesehenen Trennung zwischen der Verwal-
tungs- und der Verwertungsfunktion derjenige, dem letztere Aufgabe �bertragen
ist, ebenfalls als Verwalter anzusehen ist.

e) 
berwachung der Gesch�ftst�tigkeit des Schuldners

19 Indem nunmehr allein die �berwachung der Gesch�ftst�tigkeit des Schuldners
ausreicht, um als Verwalter i.S.d. Verordnung auftreten zu k�nnen, ist im Be-
reich der InsO also auch der (einschließlich vorl�ufige) Sachwalter erfasst. Da-
mit gibt es beispielsweise auch f�r die Dauer eines Schutzschirmverfahrens
einen Verwalter, der die Rechte und Pflichten in den anderen Mitgliedstaaten
auszu�ben berechtigt ist.

6. Gericht

20 Die Definition des Gerichts ist gespalten. Darauf wird bei der jeweiligen Kom-
mentierung verwiesen. Man sollte allerdings aus der mit dieser Definition ein-
hergehenden Doppeldeutigkeit nicht den Freibrief herleiten, ganz grunds�tzlich
den in dieser Verordnung verwendeten Begriffen eine je nach Kontext ausgerich-
teten, wechselnden Bedeutung beigeben zu d�rfen. Vielmehr ist auch hier das
Gebot zu beachten, die im Gesetzestext verwendeten Begriffe m�glichst einheit-
lich zu verstehen.
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22 Damit ist also nicht der von Verwaltern in Deutschland (und anderswo) eingesetzte
„Verwerter“ als Verk�ufer von Massebestandteilen erfasst.



a) Justizorgane

21In den genannten Vorschriften der Art. 1 Abs. 1 lit. b) und c), Art. 4 Abs. 2,
Art. 5, Art. 6, Art. 21 Abs. 3, Art. 24 Abs. 2 lit. j), Art. 36, Art. 39 und Art. 61
bis 77 ist mit dem angesprochenen Gericht ein Justizorgan des betreffenden Mit-
gliedstaates gemeint. Adressiert sind damit nicht nur wie auch immer agierende
Richter, sondern es werden auch gerichtliche �mter23 bzw. Amtspersonen um-
fasst.

b) Sonstige zust�ndige Stellen

22Im Kontrast zum Voranstehenden z�hlt bei allen anderen Vorschriften zu den Ge-
richten �ber die vorgenannten Justizorgane hinaus auch noch jede Stelle, die
nach einem mitgliedstaatlichen Recht befugt ist, ein Insolvenzverfahren zu er-
�ffnen oder eben dies zu best�tigen oder im Rahmen dessen Entscheidungen zu
treffen. Was die Best�tigung anbelangt, so ist damit ausweislich des Erw�gungs-
grundes 15 eine Situation wie die des deutschen Er�ffnungsbeschlusses ange-
sprochen, durch den ein vorl�ufig er�ffnetes in ein endg�ltig er�ffnetes Verfah-
ren umgewandelt wird. Da allerdings auch das Er�ffnungsverfahren durch das
Insolvenzgericht eingeleitet wird, bedarf es im deutschen Recht der Doppelung
nicht. Sollte allerdings ein Mitgliedstaat den pr�ventiven Restrukturierungs-
rahmen nach RiLi EU 2019/1023 in eines der in Anhang A aufgelisteten Ver-
fahren einbeziehen,24 ist als „Gericht“ der Schuldner selbst zu verstehen, von
dessen Initiative die Einleitung eines derartigen Verfahrens abh�ngt.

23Das ist freilich kein Novum: Vielmehr korreliert die Definition mit dem im Er-
w�gungsgrund 20 ausgesprochenen Gebot, den Begriff „Gericht“ m�glichst
weit auszulegen.25 Entscheidend ist danach allein die Befugnis, ein Verfahren er-
�ffnen, best�tigen oder aber besagte Entscheidungen treffen zu k�nnen. Die da-
mit verbundenen Weiterungen zeigten sich bereits fr�her anl�sslich des engli-
schen Enterprise Act 2002. Ihm zufolge sind die directors einer company zur Er-
�ffnung eines Administrations- und damit eines im Anhang A aufgelisteten
Insolvenzverfahrens befugt.26 Folglich waren auch fr�her schon diese directors
insoweit „Gericht“ i.S.d. vorliegenden Definitionsnorm.27 Hiergegen l�sst sich
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23 Ein Beispiel hierf�r sind etwa die (freilich von der Verordnung gerade nicht erfassten)
Konkurs�mter der Schweiz.

24 So etwa die Niederlande f�r das sog. �ffentliche Verfahren nach dem neuen Wet Homo-
logatie Onderhands Akkoord, dazu etwa Kortmann/Tollenaar, INDat Report 07_2019,
S. 50, 52 f. Diese M�glichkeit sieht auch § 90 StaRUG-RegE vor.

25 S. auch Virg	s/Schmit, Tz. 66.
26 S. erneut etwa Ehricke/K�ster/M�ller-Seils, NZI 2003, 409, speziell zum Nachfolgen-

den 414 f.
27 F�r ein Handeln im Ausland ben�tigen sie freilich einen gerichtlichen Nachweis ge-

m�ß Art. 22, vgl. Kemper-KP, Art. 2 Rn. 9. Zu den Gefahren dieser Regelung (freilich



auch kein Argument aus der nachfolgenden Definition einer „Entscheidung“
entnehmen; denn auch wenn sie ausschließlich auf ein Gericht abstellt, bezieht
sie sich gerade damit auf die vorliegende Definition dessen, was unter diesem
Terminus zu verstehen ist. Es kann aufgrund dieser Weite dazu kommen, dass
auch der (vorl�ufige) Insolvenzverwalter einmal als Gericht anzusehen ist,
etwa wenn er im Rahmen einer Betriebsstilllegung eine K�ndigung gem�ß § 22
Abs. 2 ausspricht.28

24 Die Umschreibung „im Rahmen dieses Verfahrens“ wird man so verstehen m�s-
sen, dass das in Frage stehende Gericht einen unmittelbaren Einfluss auf das
betreffende Insolvenzverfahren hat. Wenn also etwa ein regul�rer Zivilprozess
gem�ß § 240 ZPO vom ordentlichen Zivilgericht unterbrochen wird, macht die-
ser Vorgang dieses Gericht, unbeschadet des Umstandes, dass die Entscheidung
„im Rahmen des Verfahrens“ getroffen wird, nicht zu einem Gericht der vorlie-
genden Definition.

7. Entscheidung zur Er�ffnung eines Insolvenzverfahrens

25 Die beiden genannten Alternativen m�ssen nicht kumulativ vorliegen, sondern
es gibt zwei Sachverhalte, die je eine entsprechende Entscheidung darstellen.
Zum einen ist dies die Er�ffnung eines Insolvenzverfahrens (s. Nr. 4, aber auch
Art. 19 Rn. 6)29 oder aber die Bestellung eines Verwalters (Nr. 5). Damit ist nun-
mehr nicht mehr allein die endg�ltige Er�ffnung und die Bestellung des endg�l-
tigen Verwalters, sondern auch die Einleitung eines Er�ffnungsverfahrens oder
die Bestellung eines vorl�ufigen Verwalters angesprochen.30

26 Die Entscheidung ist eine solche, die von der nach Nr. 6 Ziff. ii) zust�ndigen
Stelle getroffen wird; die damit er�ffnete Weite impliziert, dass ein Insolvenz-
verfahren i.S.d. Verordnung eben auch ein solches sein kann, das nicht von
einem Gericht oder einem Justizorgan eingeleitet ist. Eventuelle Rechtsbehelfe
gegen Er�ffnungsentscheidungen ergeben sich nicht aus europ�ischem Recht,
sondern allein aus dem jeweiligen nationalen Recht; s. Art. 5 Abs. 2.
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mit schwerlich haltbarer Schlussfolgerung, vgl. Art. 33 Rn. 12 und 24) AG N�rnberg,
Beschl. v. 15.8.2006 – 8004 IN 1326 – 1331/06, und Beschl. v. 1.10.2006 – 8034 IN
1326/06, ZIP 2007, 81 und 83 mit zustimmender Anm. Kebekus, 84, 86.

28 Zu einem derartigen, allerdings national ausgerichteten Fall LAG D�sseldorf, Urt. v.
8.5.2003 – 10 (11) Sa 246/03, BeckRS 2003, 40905.

29 S. auch Riedemann-Pannen, Art. 2 Rn. 22 f.
30 So fr�her schon etwa Stadtgericht Prag, Beschl. v. 26.4.2005 – 78 K 6/05-127, ZIP

2005, 1431; s. dazu etwa Kindler-M�Ko/BGB, Rn. 15.
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